Antrag zur Stärkung der kommunalen Finanzen
Es möge der Parteitag des SPD Stadtverbandes Hannover folgenden Beschluss fassen und diesen an die die SPD-Bundestagsfraktion, den Bundesparteitag, die SPD-Landtagsfraktion und den Landesparteitag weiterleiten: 

„Die SPD setzt sich dafür ein, dass entsprechend des Konnexitätsprinzips die alle Aufwendungen der Städte und Gemeinde für Aufgaben, die ihnen als Pflichtaufgaben auferlegt worden sind und auferlegt werden, jeweils vollständig von derjenigen Körperschaft erstattet werden, die die jeweilige Aufgabe der Kommune auferlegt hat.
Um die Städte und Gemeinden auch hinsichtlich der Aufgaben aus dem freiwilligen Wirkungskreis wieder handlungsfähig zu machen, soll zur weiteren Stärkung der Kommunalfinanzen ein um weitere 2 Prozentpunkte höherer Anteil an der Einkommensteuer den Gemeinden nach Art 106 Abs.3 iVm. 5 GG zustehen (bisher 15 % des Steueraufkommens).“

Begründung:

Um den Kommunen ihren Handlungsspielraum wieder zu eröffnen, ist daher eine konsequente Umsetzung des Konnexitätsprinzips vonnöten („wer bestellt, bezahlt auch“) sowie eine spürbare Anhebung des Anteils an der Einkommensteuer, der den Kommunen zufällt. 
Brisant ist der Umstand, dass im Regelfall ein großer Anteil an den Kosten für die Wahrnehmung dieser Aufgaben nicht von der Körperschaft übernommen wird, die die Wahrnehmung der Aufgabe durch die Kommune beschlossen hat. 

Nach Berechnungen des Deutschen Städte- und Gemeindetages ist bei den Kommunen mittlerweile ein Investitionsstau von bundesweit 128 Milliarden Euro entstanden, der insbesondere die Instandhaltung von der Verkehrsinfrastruktur, von öffentlichen Gebäuden u.a. betrifft. 

Die Städte und Gemeinden kommen im Regelfall zu nicht einmal mehr 10 % dazu, freiwillige Aufgaben zugunsten ihrer EinwohnerInnen zu übernehmen, sie sind zumeist völlig ausgelastet und personell überfordert mit der Wahrnehmung der Pflichtaufgaben, die ihnen vom Bund bzw. vom jeweiligen Bundesland übertragen worden sind. 
